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2.  Europarat 

a)  Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten219 
Vom 4. November 1950, ETS/STE Nr. 005 (BGBl. II 1952 S. 685, 953), zuletzt geändert durch 

Protokoll Nr. 11 vom 11. Mai 1994, ETS/STE Nr. 155 (BGBl. 2002 II  S. 1054) 

 

Artikel 9 – Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 

1. Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht 
umfaßt die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine 
Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat 
durch Gottesdienst, Unterricht oder Praktizieren von Bräuchen und Riten zu bekennen. 

2. Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekennen, darf nur Einschränkungen 
unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft 
notwendig sind für die öffentliche Sicherheit, zum Schutz der öffentlichen Ordnung, 
Gesundheit oder Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. 

Artikel 14 – Diskriminierungsverbot 

Der Genuß der in dieser Konvention anerkannten Rechte und Freiheiten ist ohne Dis-
kriminierung insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der 
Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, 
der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder eines 
sonstigen Status zu gewährleisten.  

b)  Zusatzprotokoll zur Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten220 

Vom 20. März 1952, ETS/STE Nr. 009 (BGBl. II 1956 S. 1880), geändert durch Protokoll 
Nr. 11 vom 11. Mai 1994 (BGBl. 2002 II S. 1072) 

Artikel 2 – Recht auf Bildung 

Niemandem darf das Recht auf Bildung verwehrt werden. Der Staat hat bei Ausübung der von 
ihm auf dem Gebiet der Erziehung und des Unterrichts übernommenen Aufgaben das Recht 
der Eltern zu achten, die Erziehung und den Unterricht entsprechend ihren eigenen religiösen 
und weltanschaulichen Überzeugungen sicherzustellen. 

                                                 
219 Bereinigte Übersetzung, zwischen Deutschland, Liechtenstein, Österreich und der Schweiz abgestimmte 
Fassung. 
220 Bereinigte Übersetzung, zwischen Deutschland, Liechtenstein, Österreich und der Schweiz abgestimmte 
Fassung. 
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c)  Europäisches Auslieferungsübereinkommen 
Vom 13. Dezember 1957, ETS/STE Nr. 24 (BGBl. II 1964 S. 1369) 

Artikel 3   Politische strafbare Handlungen 

(1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die strafbare Handlung, derentwegen sie 
begehrt wird, vom ersuchten Staat als eine politische oder als eine mit einer solchen 
zusammenhängende strafbare Handlung angesehen wird. 

(2) Das gleiche gilt, wenn der ersuchte Staat ernstliche Gründe hat, anzunehmen, daß das 
Auslieferungsersuchen wegen einer nach gemeinem Recht strafbaren Handlung gestellt 
worden ist, um eine Person aus rassischen, religiösen, nationalen oder auf politischen 
Anschauungen beruhenden Erwägungen zu verfolgen oder zu bestrafen, oder daß die 
verfolgte Person der Gefahr einer Erschwerung ihrer Lage aus einem dieser Gründe 
ausgesetzt wäre. 

(...) 

Artikel 21   Durchlieferung 

(1) Die Durchlieferung durch das Hoheitsgebiet einer der Vertragsparteien wird auf Grund 
eines Ersuchens, das auf dem in Artikel 12 Abs. 1 vorgesehenen Weg zu übermitteln ist, 
bewilligt, sofern die strafbare Handlung von dem um die Durchlieferung ersuchten Staat nicht 
als politische oder rein militärische strafbare Handlung im Sinne der Artikel 3 und 4 
angesehen wird. 

(...) 
(6) Der Verfolgte darf nicht durch ein Gebiet durchgeliefert werden, wenn Grund zu der 
Annahme besteht, daß dort sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, 
Nationalität oder seiner politischen Anschauungen bedroht werden könnte. 

d)  Europäische Sozialcharta221 
Vom 18. Oktober 1961, ETS/STE Nr. 035 (BGBl. II 1964 S. 1262) 

Präambel 
Die Unterzeichnerregierungen, Mitglieder des Europarats, 

(…) 
in der Erwägung, daß die Ausübung sozialer Rechte sichergestellt sein muß, und zwar ohne 
Diskriminierung aus Gründen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Religion, der 
politischen Meinung, der nationalen Abstammung oder der sozialen Herkunft; 

(…) 

                                                 
221 Amtliche Übersetzung Deutschlands 
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e)  Europäisches Übereinkommen zur Bekämpfung des Terrorismus 
Vom 27. Januar 1977, ETS/STE Nr. 090 (BGBl. II 1978 S. 332) 

Artikel 5 

Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als enthalte es eine Verpflichtung zur 
Auslieferung, wenn der ersuchte Staat ernstliche Gründe für die Annahme hat, daß das 
Auslieferungsersuchen wegen einer in Artikel 1 oder 2 genannten Straftat222 gestellt worden 
ist, um eine Person wegen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Staatsangehörigkeit oder ihrer 
politischen Anschauungen zu verfolgen oder zu bestrafen, oder daß die Lage dieser Person 
aus einem dieser Gründe erschwert werden könnte. 

Artikel 8, Absatz 2 

2. Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als enthalte es eine Verpflichtung zur 
Rechtshilfe, wenn der ersuchte Staat ernstliche Gründe für die Annahme hat, daß das 
Rechtshilfeersuchen wegen einer in Artikel 1 oder 2 genannten Straftat gestellt worden ist, um 
eine Person wegen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Staatsangehörigkeit oder ihrer politischen 
Anschauungen zu verfolgen oder zu bestrafen, oder daß die Lage dieser Person aus einem 
dieser Gründe erschwert werden könnte. 

f)  Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten 
Vom 1. Februar 1995, ETS/STE Nr. 157 (BGBl. 1997 II S. 1408) 

Die Mitgliedstaaten des Europarats und die anderen Staaten, die dieses 
Rahmenübereinkommen unterzeichnen, 

(…) 
in der Erwägung, daß eine pluralistische und wahrhaft demokratische Gesellschaft nicht nur 
die ethnische, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität aller Angehörigen einer 
nationalen Minderheit achten, sondern auch geeignete Bedingungen schaffen sollte, die es 
ihnen ermöglichen, diese Identität zum Ausdruck zu bringen, zu bewahren und zu entwickeln; 

(…) 

Abschnitt II 

Artikel 5 

1. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Bedingungen zu fördern, die es Angehörigen 
nationaler Minderheiten ermöglichen, ihre Kultur zu pflegen und weiterzuentwickeln und die 
wesentlichen Bestandteile ihrer Identität, nämlich ihre Religion, ihre Sprache, ihre 
Traditionen und ihr kulturelles Erbe, zu bewahren. 

(…) 

                                                 
222 Anm.: Straftaten im Sinne des Artikels 1 sind insbesondere widerrechtliche Handlungen gegen die Sicherheit 
der Zivilluftfahrt, Angriffe auf das Leben, die körperliche Unversehrtheit oder die Freiheit völkerrechtlich 
geschützter Personen (einschließlich Diplomaten), Entführung, Geiselnahme und schwere widerrechtliche 
Freiheitsentziehung sowie personengefährdende Sprengstoffanschläge. Gemäß Artikel 2 kann ein Vertragsstaat 
bestimmen, daß er ferner auch Personen ausliefert, die schwere Gewalttaten gegen das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit oder die Freiheit der Person oder Straftaten, die sich gegen Sachen richteten und eine 
Gemeingefahr für Personen herbeiführten begangen haben. 
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Artikel 6 

1. Die Vertragsparteien fördern den Geist der Toleranz und des interkulturellen Dialogs und 
treffen wirksame Maßnahmen zur Förderung der gegenseitigen Achtung und des 
gegenseitigen Verständnisses sowie der Zusammenarbeit zwischen allen in ihrem 
Hoheitsgebiet lebenden Menschen unabhängig von deren ethnischer, kultureller, sprachlicher 
oder religiöser Identität, und zwar insbesondere in den Bereichen Bildung, Kultur und 
Medien. 

2. Die Vertragsparteien verpflichten sich, geeignete Maßnahmen zu treffen, um Menschen zu 
schützen, die wegen ihrer ethnischen, kulturellen, sprachlichen oder religiösen Identität 
diskriminierenden, feindseligen oder gewalttätigen Handlungen oder der Androhung solcher 
Handlungen ausgesetzt sein können. 

Artikel 7 

Die Vertragsparteien stellen sicher, daß das Recht aller Angehörigen einer nationalen 
Minderheit, sich friedlich zu versammeln und sich frei zusammenzuschließen, sowie ihr 
Anspruch auf freie Meinungsäußerung und auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 
geachtet werden. 

Artikel 8 

Die Vertragsparteien verpflichten sich anzuerkennen, daß jede Person, die einer nationalen 
Minderheit angehört, das Recht hat, ihre Religion oder Weltanschauung zu bekunden sowie 
religiöse Einrichtungen, Organisationen und Vereinigungen zu gründen. 

Artikel 12 

1. Die Vertragsparteien treffen erforderlichenfalls Maßnahmen auf dem Gebiet der Bildung 
und der Forschung, um die Kenntnis der Kultur, Geschichte, Sprache und Religion ihrer 
nationalen Minderheiten wie auch der Mehrheit zu fördern. 

(…) 

Artikel 17 

1. Die Vertragsparteien verpflichten sich, nicht in das Recht von Angehörigen nationaler 
Minderheiten einzugreifen, ungehindert und friedlich Kontakte über Grenzen hinweg zu 
Personen herzustellen und zu pflegen, die sich rechtmäßig in anderen Staaten aufhalten, 
insbesondere zu Personen mit derselben ethnischen, kulturellen, sprachlichen oder religiösen 
Identität oder mit demselben kulturellen Erbe. 

(…) 
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g)  Übereinkommen über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region223 

Vom 11. April 1997, ETS/STE Nr. 165 (BGBl. II 2007 S. 712) 

Präambel 
Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens, 

(…) 
in der Erwägung, daß die große Vielfalt der Bildungssysteme in der europäischen Region 
deren kulturelle, gesellschaftliche, politische, philosophische, religiöse und wirtschaftliche 
Vielfalt widerspiegelt und ein außerordentliches Gut darstellt, das es in vollem Umfang zu 
achten gilt; 

(…) 

Abschnitt III – Wesentliche Grundsätze in bezug auf die Bewertung von Qualifikationen 

Artikel III.1 

1. Inhabern von Qualifikationen, die in einer der Vertragsparteien ausgestellt wurden, ist auf 
ein an die geeignete Stelle gerichtetes Ersuchen angemessener Zugang zu einer Bewertung 
dieser Qualifikationen zu ermöglichen. 

2. In dieser Hinsicht darf keine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der 
Hautfarbe, einer Behinderung, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen 
Anschauungen, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit zu einer 
nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status oder aufgrund 
anderer Umstände geben, die mit dem Wert der Qualifikation, deren Anerkennung angestrebt 
wird, nicht zusammenhängen. Um dieses Recht zu gewährleisten, verpflichtet sich jede 
Vertragspartei, angemessene Vorkehrungen für die Bewertung eines Antrags auf 
Anerkennung von Qualifikationen allein auf der Grundlage der erworbenen Kenntnisse und 
Fähigkeiten zu treffen. 

h)  Europäisches Übereinkommen über die Staatsangehörigkeit224 
Vom 6. November 1997, ETS/STE Nr. 166 (BGBl. II 2004 S. 578) 

Kapitel II – Allgemeine Grundsätze zur Staatsangehörigkeit 

Artikel 5 – Nichtdiskriminierung 

1. Die Staatsangehörigkeitsvorschriften eines Vertragsstaats dürfen keine Unterscheidungen 
enthalten oder Praktiken umfassen, die eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der 
Religion, der Rasse, der Hautfarbe, der nationalen Herkunft oder der Volkszugehörigkeit 
darstellen. 

2. Jeder Vertragsstaat läßt sich vom Grundsatz der Nichtdiskriminierung unter seinen 
Staatsangehörigen leiten, gleichviel ob es sich bei diesen um Staatsangehörige durch Geburt 
handelt oder ob sie die Staatsangehörigkeit später erworben haben. 

                                                 
223 Nichtamtliche Übersetzung. 
224 Nichtamtliche Übersetzung. 


